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Salzkorn
«TauschenSie sichmit re-
nommiertenProfessorenaus
undnehmenSieEinblick in
Bereiche, die der Öffentlichkeit
gemeinhin nicht zugänglich
sind.» Zum Schnäppchenpreis
ab 4250 Franken besucht man
in sechs Tagen die Elite-Unis
der amerikanischen Ostküste.
So die Reiseanzeige einer
Wochenzeitung.

Das ist eine super Gelegen-
heit, von Gelehrten etwas über
die Stimmung der Elite unter
Trump zu erfahren. Oder über
Lehrpraktiken im Spezialfach
«Political Correctness». Wie
vermeidet der Shakespeare-
Kurs traumatisierende Werke?
Etwa «Othello» oder «Mac-
beth», beide voller Sexismus
und Rassismus. Und wie neh-
men wir Einblicke in jene sonst
öffentlich nicht zugänglichen
Bereiche? Sind das die Panik-
räume, wo sich Studierende und
Lehrende vor Diskriminierun-
gen in Sicherheit bringen?
Vielleicht aber lohnt sich ja eher
der Austausch über den For-
schungsstand in Neurobioche-
mie. Ob das Preis-Reise-Ver-
hältnis o.k. ist, muss man halt
selbst entscheiden. W.W.

Focus
Mozarts «Le nozze di
Figaro» präsentieren sich
in Bregenz rasant. 15

ANZEIGE

40.Todestag vonElvis
Der King of Rock’n’Roll starb am
16. August 1977. Sein Leben und
seine Musik sind unvergessen. 3, 14

Machtkampf in Simbabwe
Seit 37Jahren herrscht Robert
Mugabe. Sollte ein möglicher Nach-
folger nun vergiftet werden? 7

Umweltschutz Seit bald einem Jahr verlangen die meisten Schweizer
Detailhändler fünf Rappen für Plastiksäcke an der Kasse. Die Anzahl
Einwegsäcke sollte reduziert werden. Und tatsächlich: Der Verbrauch
ist um 80 Prozent zurückgegangen. 2, 9 Bild: Urs Bucher (St.Gallen, 14. August 2017)

FünfRappen zeigengrosseWirkung

ScharfeKritik anMeldepflicht
Arbeitsmarkt Der Inländervorrang wird erneut zum Zankapfel – wegen des hohen administrativen Aufwands,

der sich abzeichnet. Ostschweizer Wirtschaftsverbände und Ämter fordern, dass der Bundesrat seine Pläne ändert.

Adrian Vögele
adrian.voegele@tagblatt.ch

Die Debatte über die Massenein-
wanderungs-Initiative und ihre
Folgen geht in die nächste Runde.
Nachdem dasParlament den«In-
ländervorrang light» beschlossen
hat, beschäftigen sich Bund und
Kantone mit dessen Umsetzung.
Die Vernehmlassung zur Verord-

nung läuft: Offene Stellen in Be-
rufen mit einer Arbeitslosenquo-
te von mindestens fünf Prozent
müssen den Arbeitsvermittlungs-
zentren (RAV) gemeldet werden.
Dies hätte einen massiven Mehr-
aufwand für die RAV zur Folge.
Sie bekämen fast sechsmal mehr
Stellenmeldungen als bisher –
und hätten jeweils drei Tage Zeit,
den Firmen geeignete Kandida-

ten vorzuschlagen. Der Bundes-
rat will die Verordnung Anfang
2018 verabschieden.

IHK:«Wirkung ist
höchst fragwürdig»

In der Ostschweiz stossen die
Pläne auf Kritik. Sie hätten
eine «Verbürokratisierung des
Arbeitsmarktes» zur Folge, so
Robert Stadler, stellvertretender

Direktor der Industrie- und Han-
delskammer (IHK) St.Gallen-
Appenzell. Zugleich sei «höchst
fragwürdig», ob damit das
eigentliche Ziel – die Steuerung
der Zuwanderung – erreicht wer-
de. Felix Keller, Geschäftsführer
des Kantonalen Gewerbeverban-
des St.Gallen, warnt, die Rege-
lung führe auch bei den Unter-
nehmen zu einer starken admi-

nistrativen Belastung. Stadler
undKeller sind füreineErhöhung
der Schwelle bei der Arbeitslo-
senquote von fünf auf acht Pro-
zent. Auch die Wirtschaftsämter
der Kantone St.Gallen und Thur-
gau fordern eine Lockerung der
neuen Vorschriften – damit die
RAV ihre Aufgaben trotz der ho-
hen Datenmenge weiterhin sorg-
fältig abwickeln könnten. 31

Die Schweiz prescht beim
Informationsaustausch vor

Datenschutz Die Ausweitung
des internationalen Austausches
von Bankkundendaten stösst im
Parlament auf Widerstand. Ges-
tern debattierte die Wirtschafts-
kommission des Nationalrats
zum zweiten Mal über das Thema
– erneut kam es zu keiner Eini-
gung. Hauptstreitpunkt ist die Er-
weiterung des automatischen In-
formationsaustausches (AIA) auf
rechtsstaatlich bedenkliche Staa-
ten wie Russland, China oder
Saudi-Arabien. Kritiker bemän-

geln, dass die Vertraulichkeit der
Bankdaten in diesen Ländern
nicht gewährleistet sei. Befür-
worter hingegen drücken aufs
Tempo, da die Schweiz sonst wie-
der auf einer grauen Liste unko-
operativer Steueroasen lande. Al-
lerdings: Wie Recherchen dieser
Zeitung zeigen, hat sich weltweit
noch kein einziger Staat bereit-
erklärt, mit Staaten wie Russland,
China oder Saudi-Arabien Bank-
kundeninformationen auszutau-
schen. (rob) 5

Thurgau lässt Vollzug des
Tierschutzes untersuchen

Fall Hefenhofen Der Vollzug des
Tierschutzes im Kanton Thurgau
soll von einer externen Kommis-
sion analysiert werden. Das hat
die Regierung am Dienstag be-
schlossen. Auslöser ist der Fall
des mutmasslichen Tierquälers
von Hefenhofen. Ziel sei es, das
Tierschutzgesetz konsequent
durchzusetzen sowie allfällige
Lücken im Vollzug aufzudecken.
Durch die fachliche und juristi-
sche Aufarbeitung solle weiteres
Tierleid vermieden werden. Der

Thurgauer Regierungsrat will
heute vor dem Grossen Rat zu
den Vorkommnissen der letzten
Wochen und zur geplanten Auf-
arbeitung Stellung nehmen.
Mehrere Kantonsräte kündigten
parlamentarische Vorstösse an.

Das Thurgauer Veterinäramt
will die im bernischen Schönbühl
bei der Armee eingestellten Pfer-
de morgen Donnerstag verkau-
fen. Der Verein gegen Tierfabri-
ken (VgT) hat gegen die «Auk-
tion» Proteste geplant. (sda) 32

Air Berlin ist pleite
und fliegt weiter

Insolvenz Die zweitgrösste deut-
sche Fluggesellschaft kann ihre
Rechnungen nicht mehr beglei-
chen und hat Insolvenzantrag ge-
stellt. Zuvor hatte Hauptaktionä-
rin Etihad den Geldhahn zuge-
dreht. Dank eines Brückenkredits
der Bundesregierung bleibt der
Flugbetrieb bei Air Berlin jedoch
aufrecht. Mit Lufthansa wird
über eine Übernahme von Teilen
der Airline verhandelt. (red) 11

Gericht spricht
Clown schuldig

Zürich Das Zürcher Bezirksge-
richt hat den bekannten Clown
David Larible wegen eines Über-
griffs auf ein 14-jähriges Mäd-
chen verurteilt. Er habe das Ver-
trauen eines Kindes missbraucht,
das ihn verehrt habe, sagte der
Richter. Larible wurde mit einer
bedingten Geldstrafe bestraft. Er
darf die Schweiz fünf Jahre lang
nicht mehr betreten. Sein Anwalt
meldete Berufung an. (sda) 18
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Verkauf bringt nochkeineRuhe
Missstände Der Kanton Thurgau setzt eine Kommission ein, die den Fall Hefenhofen untersuchen soll.

AmDonnerstagwerden die Pferde vonUlrich K. verkauft. Tierschützer planenKundgebungen.

Der Fall Hefenhofen setzt der
ThurgauerRegierunggehörig zu.
Jetzt hat sie eine externe Unter-
suchungskommissioneingesetzt.
«Die Kommission hat den Auf-
trag, denVollzugdesTierschutz-
gesetztes im Kanton Thurgau
systematisch zu analysieren so-
wie Reformvorschläge auszu-
arbeiten», teilt der Kanton mit.
Ziel sei es, das Tierschutzgesetz
konsequentdurchzusetzen sowie
allfällige Lücken imVollzug auf-
zudecken.DerRegierungsrat hat
sich an seiner gestrigen Sitzung
intensiv mit dem Fall Ulrich K.
befasst und diese Massnahmen
getroffen. Morgen wird der Re-
gierungsrat vor demGrossenRat
zu denVorkommnissen der letz-
tenWochenundzudergeplanten
Aufarbeitung des Falls Stellung
nehmen.

SVP-KantonsratAndreaVon-
lanthenundCVP-KantonsratPa-
trick Hug wollen heute in der
Grossratssitzung eine einfache
Anfrage einreichen.

Krisenanfällige
Kommunikation

«Es handelt sich umeinen Skan-
dal vonausserordentlicherTrag-
weite», schreibensie zumFallUl-
rich K. «Besonders gefordert ist
in einem solchen Fall auch die
Krisenkommunikation.»Die zu-
ständigen Personen hätten sich
in Erklärungsnot befunden und
nicht durchwegs souverän re-
agiert und agiert. Sie bitten den
Regierungsrat deshalb um eine
Stellungnahme zur Krisenkom-
munikation. Siewollen unter an-
deremwissen, obes vorkommen
darf, dasseinAmtkeineAuskunft
gebenkann,weilderLeiter inden
Ferien weile und keine Stellver-
tretung zur Verfügung stehe.

Am Donnerstag werden die
Pferde vom Hof des Tierquälers
Ulrich K. im bernischen Schön-
bühl verkauft. «Alle 93 Pferde
sind in gutem Gesundheitszu-
stand», sagt Jürg Liechti vom
Kompetenzzentrum Veterinär-

dienst und Armeetiere des Bun-
des. Die Tiere werden von Mili-
tärangehörigen vorgeführt. Gibt
es mehr als einen Interessenten
pro Pferd, geht der Zuspruch an
denMeistbietenden.Eineeigent-
liche Auktion sei dies nicht, sagt
Liechti. Denn es gehe nicht dar-
um,möglichst vielErlös zuerzie-
len. Auch sei für jedes Tier von
ExperteneinRichtpreis geschätzt
worden, der die Grundlage für
denVerkauf bietet.

Die genauen Preise lägen
aber noch nicht vor, erklärt das
Veterinäramt des Kantons Thur-
gau. Ihm obliegt die Durchfüh-
rung des Verkaufs der Tiere. Für
fünf bis sechs Pferde sei mittler-
weile erwiesen, dass sienichtUl-
rich K. gehörten, sondern ande-
ren Haltern. Diese können ihre

Pferde bereits am Mittwoch ab-
holen.

Kundgebungen in
BernundFrauenfeld

Der Verein gegen Tierfabriken
Schweiz (VgT) will heute ab
11Uhr inFrauenfelddemonstrie-
ren.Er fordert dieAbsageder für
DonnerstagangekündigtenAuk-
tion in Schönbühl. Auf Anfrage
desVgT-PräsidentenErwinKess-
ler schreibt der Kanton, die Käu-
fer der Pferde seien verpflichtet,
die Tiere nicht für eine unmittel-
bare Schlachtung zu erwerben.
Trotzdem will Kessler demonst-
rieren.«Es sindnochzuvieleFra-
gen offen, und die Aktion ist
übereilt», sagt er. Der Verkauf
unter der Woche sei ebenfalls
sehr ungünstig. «Viele müssen

arbeiten oder haben keine Zeit
mehr, einen Pferdetransport zu
organisieren.» Der Verein will
deshalb am Donnerstag auch in
Schönbühl vor Ort sein, laut
Kessler protestierend und beob-
achtend. «Der Erlös steht nach
Abzug aller Kosten des Kantons
Thurgau Ulrich K. zu», schreibt
Walter Hofstetter, Leiter Infor-
mationsdienstdesKantons. So ist
es imTierschutzgesetz festgelegt.
Mit derBeschlagnahmunghatK.
sämtliche Eigentumsrechte an
denTieren verloren.

VgT-Präsident Kessler hat
Kantonstierarzt Paul Witzig und
Regierungsrat Walter Schön-
holzer perMail angefragt,wodie
anderenNutztiere des Hofes ge-
kauftwerdenkönnenoderobdie-
se verkauftworden seien.Kessler

erhielt zur Antwort, dass zwei
Drittel der 33 Kühe aus wirt-
schaftlichenGründengeschlach-
tet worden seien. «Das wird ge-
macht, wenn bei Kühen die
Milchleistung sowie die Frucht-
barkeit nachlässt», sagt ein
Fleischfachmann. «Das Fleisch
wird zuhochwertigenWurst- Pö-
kelfleischwaren und nicht zu
Tiernahrung verarbeitet.» Alle
übrigenTiere seien sofort fürden
Verkauf freigegeben. Auch ein
Drittel der 100 Schweine wurde
geschlachtet, weil die Tiere etwa
unterNabel- undHodenbrüchen
litten;die anderenSchweinewer-
den in einem Maststall ausge-
mästet. Die Ziegen wurden von
einerTierschutzorganisation,die
Schafe von einem Schafhalter
übernommen. (maw/al/sba)

Köllikers Schulzeit
Bildungszeitung Sie flatterte unaufgefordert in den Briefkasten: die erste «Schulzeit».
Eine kostspieligeWerbebroschüre des St.Galler Bildungschefs,monierenKritiker.

Ausgabe: Nr. 1. Umfang: 32 Sei-
ten. Auflage: 250000 Exempla-
re. Verbreitung: Ganzer Kanton.
«Haben Sie schon in IhrenBrief-
kasten geschaut und sich über-
legt, was das kostet?» Die Reak-
tionenaufdieerstekantonaleBil-
dungszeitung «Schulzeit», die
amMontag indieHaushaltungen
verteilt wurde, liessen nicht lan-
ge auf sich warten. «Eine teure
PR-Aktion unseres Bildungs-
chefs!», ärgert sich ein Kritiker.
«Und wer bezahlt es? Natürlich
wir, die Steuerzahler.»

90000Frankenhatdie erste
Ausgabe von «Schulzeit» gekos-
tet – «hauptsächlich über Insera-
te finanziert», wie Bildungschef
Stefan Kölliker auf Anfrage er-
klärt.Der fehlendeBetragwerde
demKommunikationsbudget für
denneuenLehrplanVolksschule
entnommen;«Schulzeit»widme
sich diesem, damit werde eine
«sonst erforderliche Informa-
tionsbroschüreüberflüssig».Der
neue Lehrplan Volksschule gilt

für den ersten Kindergarten bis
zurdrittenOberstufe.Erwird seit
demStart desneuenSchuljahres
angewendetundersetztedenbis-
herigen Lehrplan von 1997.

Den Steuerzahler koste die
Zeitung somit «nichts Zusätzli-
ches», soderBildungschef.Noch
ist offen, wie oft «Schulzeit»
erscheinen wird. Das hänge von
den aktuellen Themen wie von
denReaktionenaufdieersteAus-
gabeab.«Esdürfte sichein 1-Jah-
res-Rhythmus ergeben», sagt
Kölliker. Eines ist für künftige
Ausgaben klar: Die Inserateein-
nahmen müssen die Kosten de-
cken.«Sonst könnenwirdasBlatt
nicht aufrechterhalten. Es wird
dafür keinen Budgetposten ge-
ben.»

Informierenoderwerben
ineigenerSache?

WähntesichKölliker zuwenigge-
hört imKanton?Oderwasdräng-
te ihn dazu, Herausgeber einer
Zeitungzuwerden?Siehätten im

Bildungsdepartement rein sach-
lich ihren Kommunikationsbe-
darf beurteilt undsichdabei auch
von anderen Kantonen inspirie-
ren lassen, soetwavonderLuzer-
ner Bildungszeitung. Idee sei,
sporadisch eine Plattform für
Diskussionenüber Schulthemen
zubieten. «Bildung ist einMega-
thema in der Öffentlichkeit.

Schulthemen berühren die Be-
völkerung», soderBildungschef.
Ihm stehen in nächster Zeit eini-
gegewichtigeAbstimmungen ins
Haus, etwa über den Medical
Master, die IT-Offensiveoderdie
Fachhochschule Ostschweiz. Ist
die «Schulzeit» vor diesemHin-
tergrundnicht vor allemeinePR-
Aktion ineigener Sache?Kölliker
winkt ab: «Ich hätte sie dann
wohl eher am Anfang meiner
Amtszeit lancierenmüssen.»

AufdieFrage, obdieAutorin-
nen und Autoren frei seien, die
St.Galler Bildungspolitik auch
kritisch zu durchleuchten, ant-
wortetKölliker: «WirwählenGe-
fässe, die durchaus Kritik zulas-
sen.» Also übt er keine Zensur
aus? «Ich schrieb das Vorwort
und las das Interview mit mir
gegen.»ÜberdieübrigenArtikel
sei er informiertworden,«zensu-
riert» habe er sie aber nicht.

RegulaWeik
regula.weik@tagblatt.chTitelblatt der «Schulzeit». Bild: PD

Erbprinz Alois’
Leitlinien für
Liechtenstein

Staatsfeiertag Beim Staatsakt
zum Staatsfeiertag rief Erbprinz
Alois vonLiechtensteindazuauf,
die vorhandenen Möglichkeiten
zu nutzen, um die Zukunft des
Landes attraktiv zu gestalten.
Landtagspräsident Albert Frick
mahnte in seinerAnsprachenot-
wendige Reformen in der Fami-
lienpolitik an.

Nicht kurzfristige Entschei-
dungen, sondern langfristigePer-
spektiven müssten als Leitlinien
fürdiegestaltendePolitikdienen,
forderte Erbprinz Alois, damit
nicht eine Generation zu Lasten
einer anderenbenachteiligtwer-
de. Jeder inderGesellschaftmüs-
se dieChance erhalten, sich eine
attraktive Zukunft zu gestalten.
Jedochmüssealles,wasder Staat
verteile, zuerst aucherwirtschaf-
tet werden, wozu die Wirtschaft
attraktive Rahmenbedingungen
benötige. Der Erbprinz sprach in
diesem Zusammenhang von der
Generationengerechtigkeit, die
zu ihrer Sicherstellung weitere
Reformen in den Bereichen Al-
ters- und Gesundheitsvorsorge
erfordere. Auch sollte die Chan-
cengerechtigkeit verbessertwer-
den, wofür das Bildungssystem
weiter optimiert und die Verein-
barkeit vonFamilie undBeruf si-
chergestellt werdenmüsse.

Trotzder von ihmgenannten
internationalenHerausforderun-
gen für das Fürstentum, wie zu-
nehmenderProtektionismus,Mi-
grantenströmeoderAustrittEng-
lands aus der EU, können nach
EinschätzungdesErbprinzendie
ReformenohneHastangegangen
werden. Das Land befinde sich
dankwirtschaftlicherStabilität in
einer guten Ausgangsposition.
Alois regte Investitionen an, wo-
bei beim Einsatz von Steuergel-
derndasKosten-Nutzen-Verhält-
nis beachtet werden müsse. Da-
bei lobte er indirekt die
konsequente, teilweise harte
Budgetpolitik der Regierung zur
Sanierungdes ausdenFugenge-
ratenen Staatshaushalts: «Als
Kleinstaat ohne eigene Noten-
bank ist eineVerschuldenspolitik
für uns keineOption». (gme)

Militärangehörige pflegen die beschlagnahmten Pferde. Bild: Pascal Bloch/Sand-Schönbühl (10. August 2017)

Sturmschäden begünstigen
Borkenkäfer

RottannenDie Zahl der Borken-
käferhat sich imThurgauerWald
seit vergangenem Jahr bereits
verdreifacht. Durch den Gewit-
tersturm,der inderNachtaufden
2. August viel Wald verwüstet
hat, ist ein weiterer starker An-
stieg zu befürchten. Dies sagte
Robert Schönholzer, Revierförs-
ter des Forstreviers Seerücken,
gestern an einer Medienkonfe-
renz. Vor allem zwischen Neun-
forn und dem Untersee hat der
Gewittersturm viel Unheil ange-
richtet. «Lokal sind die Schäden
verheerend», sagteder zuständi-
geKreisforstingenieurUlrichUl-
mer. «Es ist der grösste Sturm-
schaden imThurgauerWald seit
dem Orkan Lothar 1999 – auch
wenn der viel, viel grösser war.»

GutdieHälftederSchadholz-
menge sind Rottannen. Diese
sind besonders anfällig gegen
Borkenkäfer. Die vielen durch
den Sturm gefällten Rottannen
bieten dem Käfer ideale Brutbe-
dingungen. «Der Sturm hat uns
aufdemfalschenFuss erwischt»,
sagteKantonsforstingenieurDa-
niel Böhi. Bereits Anfang Juli

habedasForstamtzueiner ersten
Gesprächsrunde zur Borkenkä-
fersituation eingeladen, nach-
demdie zweite Junihälfte ausser-
ordentlich trockenundheisswar.

Brutmaterial rasch
ausdemWaldschaffen

Die zentrale Massnahme lautet
jetzt: das Brutmaterial – die vom
SturmgeschädigtenRottannen –
rechtzeitig aus demWald schaf-
fen. Anfang Oktober sollte das
geschehen sein, dennBorkenkä-
fer sind nach sechs bis acht Wo-
chen ausgewachsen. Rottannen
haben Priorität. Revierförster
Schönholzer sagte:«Dieanderen
Baumarten sind nicht betroffen
und können auch später noch
aufgeräumtwerden.»

Das Forstrevier Seerücken
hatnachdemSturmalleWaldbe-
sitzer angeschrieben und auf die
Arbeitssicherheit hingewiesen.
Sturmholzkönnewegendergros-
sen Spannungen sehr gefährlich
sein. «Beim Aufräumen nach
Sturm Lothar gab es in der
Schweiz zehn Tote», erinnerte
Revierförster Schönholzer. (lsf)


